




 
 

Eidgenössisches Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 

Bundesamt für Strassen ASTRA 

 

Verordnung über das automatisierte Fahren (AFV) 
Fragebogen 
(gegliedert nach der Systematik des Erläuternden Berichts) 
 
Stellungnahme eingereicht durch: 

X Kanton  Verband  Organisation  Übrige 
Absender:  
 
Regierungsrat Kanton Uri 
Rathausplatz 1 
6460 Altdorf 
 
 
Wichtig: 
Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 
2. Februar 2024 an folgende E-Mail-Adresse: svg@astra.admin.ch 

 
1. Verordnung zum automatisierten Fahren 

1.  Haben Sie grundsätzliche Bemerkungen zur Vorlage? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Entwicklung neuer Technologien bedingt gesetzgeberische Regulierungen, sie 
eröffnet Chancen und Gefahren. Chancen, indem sicherheitsrelevante Systeme im-
mer optimaler funktionieren, Gefahren insbesondere im Hinblick, da verschiedene 
Technologiestufen gleichzeitig auf den verschiedenen Verkehrsflächen unterwegs 
sind und aktuell die Technik nicht die gleichen Fähigkeiten aufweist wie ein Mensch.  
 
Die Verantwortlichkeiten müssen deshalb geklärt und eine möglichst einheitliche Er-
hebung von Unfalldaten gewährleistet sein. Neue Systeme können die Menschen im 
Alltag sinnvoll unterstützen, ihnen aber nicht die Verantwortung abnehmen.  
 
Insbesondere Blaulichtorganisationen stehen vor Herausforderungen, da die Technik 
nicht auf solche Fahrten ausgelegt ist (Technikeingriffe wie Einbremsungen o.ä. kön-
nen hier mehr Gefahren schaffen als abwenden).  
 
Schliesslich sind wir der Ansicht, dass der Koordination zwischen dem ASTRA und 
den Kantonen ein besonderes Augenmerk zu schenken ist, da dies ein Erfolgsfaktor 
für die Umsetzung darstellt. 
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2.  Sind Sie mit dem Gegenstand der neuen Verordnung einverstanden (Art. 1)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
 
 

3.  Sind Sie mit den vorgeschlagenen Begriffsdefinitionen einverstanden (Art. 2)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 
4.  Sind Sie mit den allgemeinen Anforderungen an Fahrzeuge mit einem Automatisie-

rungssystem einverstanden (Art. 3)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
5.  Sind Sie damit einverstanden, dass das Automatisierungssystem innerhalb des bau-

artbedingten Einsatzbereichs alle Verkehrsszenarien gemäss Absatz 2 beherrschen 
muss und dass für diese Anforderungen auf internationale Regelungen und Standards 
abgestellt wird (Art. 4)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
  

6.  Sind Sie damit einverstanden, dass sich die Zulassung von führerlosen Fahrzeugen 
in Abweichung von Artikel 3b Absatz 1 VTS nach den im Zeitpunkt der ersten Inver-
kehrsetzung geltenden internationalen technischen Vorschriften für Automatisie-
rungssysteme richtet (Art. 5)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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7.  Sind Sie damit einverstanden, dass das UVEK unter gewissen Voraussetzungen neu 
eingeführte Vorschriften für Automatisierungssysteme auf bereits in Verkehr stehende 
Fahrzeuge anwendbar erklären kann (Art. 6)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Art. 6 Abs. 1 Das Ansinnen neue Vorschriften auf bereits in Verkehr gesetzte Auto-
matisierungssysteme anzuwenden, mit dem Ziel Gefährdungen zu reduzieren ist 
richtig. 
Es stellt sich die Frage nach der Konsequenz, wenn dies bspw. technisch nicht mög-
lich ist, wird die Zulassung aufgehoben? 
 
Wir sind allerdings der Meinung Art. 6 bedürfe noch einer Überarbeitung und Präzi-
sierung: 
Art. 6 Abs. 1 Bst a  
Der Begriff «verhältnismässig» führt in diesem Kontext zu unnötigen Diskussionen 
und könnte in jedem Fall als Nachrüstpflicht ausgelegt werden. Das schafft Unsicher-
heit bei der Anschaffung eines Fahrzeuges mit Automatisierungssystem.  
Antrag: SVG Art. 6 Abs. 1 Bst. a ersatzlos streichen.  
 
Art. 6 Abs. 2 Bst. b 
Ist ein Motorfahrzeug an einem Unfall mit Personenschaden als Verursacher betei-
ligt, kann es sehr wohl vorkommen, dass der Auslöser das betroffene Opfer selber 
ist. 
Antrag: Art. 6 Abs. 2 ist dahingehend zu präzisieren «einen Unfall mit Personenscha-
den verursacht hat und andere Ursachen ausgeschlossen werden können», zudem 
sollte in Bst. b auch der Sachschaden explizit erwähnt werden und nicht unter Bst. c 
interpretiert werden müssen. Alternativ ist auch denkbar, Unfälle mit reinem Sach-
schaden in einen neu zu schaffenden Bst. d aufzunehmen. 

 
 

8.  Sind Sie mit der Regelung zum Fahrmodusspeicher einverstanden (Art. 7, 23, 27 und 
38)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 
9.  Sind Sie damit einverstanden, dass Automatisierungssysteme nicht mehr verwendet 

werden dürfen, wenn kein aktuelles Managementsystem mehr besteht, und dass dies 
bei führerlosen Fahrzeugen zu deren Stilllegung führt (Art. 8)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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10.  Sind Sie mit der Regelung zur Abgabe der Gebrauchs- und Bedienungsanleitung und 
der Informationspflicht betreffend den Fahrmodusspeicher einverstanden (Art. 9)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Diese Regelung ist praxisfremd (Fremdsprachen, Verfügbarkeit etc.). 

  

11.  Sind Sie mit der Regelung zur Beachtung der Gebrauchs- und Bedienungsanleitung 
einverstanden (Art. 10)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Unter Beachtung der Antwort auf Frage 10 Praktikabilität. 

 
12.  Sind Sie damit einverstanden, dass Automatisierungssysteme und Fahrzeuge mit Au-

tomatisierungssystem generell der Typengenehmigungspflicht unterliegen (Art. 11)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
 
13.  Sind Sie mit der Regelung zur Erteilung von Typengenehmigungen einverstanden 

(Art. 12)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 
14.  Sind Sie mit der Regelung für Konformitätsüberprüfungen zur Erhaltung der Verkehrs- 

und Betriebssicherheit nach der Zulassung einverstanden (Art. 13)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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15. Sind Sie mit den Meldepflichten zur Erhaltung der Verkehrs- und Betriebssicherheit 
nach der Zulassung einverstanden (Art. 14)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme 
/ nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Es ist fraglich, ob die eigenverantwortliche Meldung funktionieren wird. Die Melde-
pflicht an die Polizei muss bei Unfällen mit Beteiligung von Fahrzeugen im automati-
sierten Fahrmodus zwingend sein. Folglich sollen Ereignisse nach Art. 14 Abs. 1 im-
mer der Polizei zu melden sein. 
 
An dieser Stelle der Hinweis, dass Art. 51 Abs. 2 SVG ist weiterhin zwingend einzu-
halten ist (Benachrichtigung der Polizei beim Vorliegen von verletzten Personen.  
 
 

 
16. Sind Sie mit den vorgesehenen Prüfungen zur Erhaltung der Verkehrs- und Betriebs-

sicherheit nach der Zulassung einverstanden (Art. 15)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme 
/ nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Ergänzungsantrag: Bis zur erfolgten Nachprüfung ist das Fahrzeug ausser Verkehr 
zu setzen. 
 
 

 
17.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Anwendung der Schutzklauseln internationaler 

Übereinkommen für Fahrzeuge mit Automatisierungssystemen präzisiert werden 
(Art. 16)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 
18.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Kantone den Prozess für die Nachprüfung von 

führerlosen Fahrzeugen nicht an privatrechtliche Betriebe oder Organisationen dele-
gieren dürfen, dass sie aber bestimmte technische Überprüfungen durch eine vom 
ASTRA anerkannten Prüfstelle verlangen oder zu Lasten der Fahrzeughalterin oder 
des Fahrzeughalters durchführen lassen können (Art. 17)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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19.  Sind Sie mit der Regelung zu den zulässigen Zwecken der Bearbeitung von Daten 
des Fahrmodusspeichers gemäss Artikel 25g Absatz 3 SVG einverstanden (Art. 18)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Antrag zu Bst. A.: «Nicht amtliche» weglassen, sodass sowohl amtliche als auch 
nichtamtliche Sachverständige infrage kommen können. 
 

 
 

20.  Sind Sie mit der Regelung zur Bearbeitung von Daten im Rahmen des Vollzugs ein-
verstanden (Art. 19)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 
21.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Daten im Fahrmodusspeicher zum Zwecke 

der Verschrottung des Fahrzeuges ohne Einwilligung der betroffenen Personen ver-
nichtet werden dürfen (Art. 20)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
22.  Sind Sie damit einverstanden, dass wer gewerbsmässig ein Fahrzeug mit Übernah-

meaufforderung verkauft, vermietet oder verleast, seine Vertragspartei explizit über 
die bestimmungsgemässe Verwendung der Automatisierungssysteme und die Auf-
zeichnungsfunktion des Fahrmodusspeichers aufklären und deren Bestätigung wäh-
rend 10 Jahren aufbewahren muss (Art. 21)?  

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
Diese Regelung sollte für jede Vertragspartei bei Fahrzeugen mit Übernahmeauffor-
derung gelten, da sie ansonsten den Zweck verfehlt. 
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23.  Sind Sie mit den Wirkungen der Verwendung des Automatisierungssystems auf die 
fahrzeugführende Person und dem Ausmass ihrer Entlastung einverstanden 
(Art. 22)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Im Bewusstsein, was der Zweck des automatisierten Fahrens ist, suggeriert Art. 22 
Abs. 2 dem Fahrzeugführer / der Fahrzeugführerin, das System übernehme die Ver-
antwortung für das bestimmte Fahrmanöver. Unfallzahlen belegen, dass die Ablen-
kung / Unaufmerksamkeit ein Schwerpunktthema ist. Es besteht die Problematik im 
Faktor Zeit, bis die fahrzeugführende Person tatsächlich zu 100 Prozent in der Lage 
ist, die sichere Führung des Fahrzeuges zu übernehmen. 
 
Bereits der bestehende Grad an Automatisierung führt zu weniger Aufmerksamkeit 
im Strassenverkehr. 
 
Zudem erschwert es die Verkehrsüberwachung massiv, wenn zuerst abgeklärt wer-
den muss, ob und über welchen Automatisierungsgrad ein Fahrzeug verfügt. 
 

 
 
24.  Sind Sie mit der Regelung zur Aktivierung des Automatisierungssystems zum Parkie-

ren einverstanden (Art. 24)?  

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 
 

Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Im Grundsatz ja, mit dem Hinweis unter Frage 25. 
 

 
 
25.  Sind Sie mit den allgemeinen Anforderungen an das automatisierte Parkieren einver-

standen, insbesondere dass das automatisierte Parkieren die Zuweisung eines be-
stimmten Parkfeldes voraussetzt (Art. 25)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Mit diesem Vorgehen wird ein zusätzliches, mit Aufwand verbundenes Genehmi-
gungsverfahren notwendig. Zudem müsste im Umkehrschluss bei einem Schaden 
bewiesen werden, ob das Genehmigungsverfahren korrekt und die Voraussetzungen 
für die Genehmigung richtig waren. Denn mit der angedachten Rechtsgrundlage 
könnte als Lenkerin / Lenker davon ausgegangen werden, dass ein Systemfehler 
oder ein Genehmigungsfehler vorliegt. Deshalb erachten wir die Verfügbarkeit vom 
expliziten Parken von Fahrzeugen mit Automatisierungssystem in der Schweiz als 
nicht zielführend. Vielmehr muss sich die fahrzeugführende Person bei der Nutzung 
vom automatisierten Parken im Umfeld selber vergewissern, dass dieses System 
ohne Gefahr benutzt werden kann.  
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26.  Sind Sie mit der Regelung zur Ausführung des automatisierten Parkierens einverstan-

den (Art. 26)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Mit Hinweis auf Einschränkungen aus der Antwort unter Frage 25. 
 

 
 
27.  Sind Sie mit der Regelung zum Gesuch für den Betrieb von Parkierungsflächen für 

das automatisierte Parkieren einverstanden, insbesondere dass es durch den Herstel-
ler oder eine von ihm ermächtigten Person einzureichen ist (Art. 28)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
 
28.  Sind Sie mit der Regelung zur Beurteilung des Gesuchs für den Betrieb von Parkie-

rungsflächen für das automatisierte Parkieren einverstanden (Art. 29)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Verweis Hinweis zu Frage 25. 
 

 
 
29.  Sind Sie mit der Pflicht des Herstellers führerloser Fahrzeuge betreffend Schulungen 

einverstanden (Art. 30)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Schulungen sind ein zentrales Element und unabdingbar für Hersteller und Handel. 
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30.  Sind Sie mit der Regelung für Personen, die führerlose Fahrzeuge be- oder entladen, 
einverstanden, insbesondere, dass bei Teilentladungen die primäre Verantwortung 
dafür, dass sich eine Teilentladung nicht negativ auf Restladung auswirkt, bei jener 
Person liegt, die das Fahrzeug teilweise entlädt (Art. 31)?  

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Es gilt vollumfänglich auf die Pflichten gemäss Art. 30 SVG und Art. 73 VRV hinzu-
weisen. 
 

 
 

31.  Sind Sie mit den Aufgaben und Pflichten der Halterinnen und Halter von führerlosen 
Fahrzeugen einverstanden (Art. 32)?  

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Antrag auf Ergänzung von Art. 32 Abs. 7: 
Der Führerausweis soll für die Kontrollorgane in jedem Fall im Fahrzeug zugänglich 
sein und kann ergänzend audiovisuelle angezeigt werden. So kann bei einem Sys-
temausfall oder starker Deformation trotzdem auf den Fahrzeugausweis mit wichti-
gen Grunddaten zugegriffen werden.  
 

 
 

32.  Sind Sie mit den Aufgaben und Pflichten der Operatorinnen und Operatoren von füh-
rerlosen Fahrzeugen einverstanden (Art. 33)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Operatoren und Operatorinnen müssen eine zentrale Aufgabe wahrnehmen. Das 
ist unbestritten. Sie sollen entsprechend für ihre Aufgabe geschult werden. Das 
scheint mit den neuen Bestimmungen ebenfalls erfüllt.  
 
Aus unserer Sicht fehlt die klare Zuweisung der Verantwortlichkeiten im Sinne von 
SVG Art. 26 und Art. 31.  
 
Ausserdem sollte die Reaktionszeit definiert werden. 
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33.  Sind Sie mit der Regelung zur manuellen Bedienung von führerlosen Fahrzeugen ein-
verstanden (Art. 34)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 

34.  Sind Sie mit den gemeinsamen Anforderungen an die Operatorin oder den Operator 
und die Person, die das führerlose Fahrzeug manuell bedient, einverstanden, insbe-
sondere bezüglich der Vorschriften über den Führerausweis sowie über die Schulung 
und Weiterbildung (Art. 35)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Präzisierung von Art. 35 Abs. 2: gelten die identischen Werte betreffend Alkoholisie-
rung wie für Lenker und Lenkerinnen von Motorfahrzeugen oder ist 0.0 mg/l ange-
strebt (Sanktion?) 
 
Es sollte mindestens die Kategorie B vorhanden sein – auch für geschwindigkeitsre-
duzierte Fahrzeuge. 

 
 

35.  Sind Sie damit einverstanden, dass bei führerlosen Fahrzeugen ohne Fahrerplatz das 
Gewicht für die Fahrzeugführerin oder den Fahrzeugführer nicht in das Leergewicht 
eingerechnet wird (Art. 36)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 

36.  Sind Sie mit der Regelung betreffend die Bedienelemente von führerlosen Fahrzeu-
gen einverstanden (Art. 37)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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37.  Sind Sie mit der Regelung zum Gesuch für die Genehmigung von Einsatzbereichen 
einverstanden, insbesondere zu dessen Inhalt und zum geforderten Bezug der ge-
suchstellenden Person zur Schweiz (Art. 39)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Kriterien für die Gesuchsbeurteilungen sollten noch konkretisiert werden. 

 
 

38.  Sind Sie mit der Regelung zur Behandlung und Beurteilung von Gesuchen für die 
Genehmigung von Einsatzbereichen einverstanden, insbesondere zu den Nachweis-
kriterien, zum Zustimmungserfordernis mitbetroffener Kantone und beim Einbezug 
von Nationalstrassen des ASTRA und dem Anhörungsrecht von Armee, BAV und 
BAZG (Art. 40)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 

39.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Entscheid über ein Gesuch für die Genehmi-
gung eines Einsatzbereiches den Adressaten gemäss Artikel 41 Buchstaben a bis d 
eröffnet wird (Art. 41)? 

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Eröffnung des Entscheids soll auch an die für die Umsetzung der Strassenvor-
schriften und Ereignisbewältigung zuständige Polizeidienstelle erweitert werden 
(analog der für die Zulassung zuständigen Behörde). 
 

 
 

40.  Sind Sie damit einverstanden, dass genehmigte Einsatzbereiche in den amtlichen 
Publikationsorganen veröffentlicht werden (Art. 42)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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41.  Sind Sie mit der Regelung zur Aufsicht nach der Erteilung von Genehmigungen ein-
verstanden (Art. 43)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 

42.  Sind Sie mit den vorgesehenen Straftatbeständen einverstanden (Art. 44)?  

  JA X NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Es fehlt in Art. 44 eine Rechtsgrundlage, um direkt gegen juristische Personen bei 
Widerhandlungen vorgehen zu können.  
Antrag 1: Art. 44 ist mit einem Absatz zu erweitern, um gegen juristische Personen 
im Sinne der Halterhaftung vorgehen zu können. 
 
Die Strafzumessung ist nicht Sache der Ermittlungsbehörden, sondern obliegt den 
Strafverfolgungsbehörden. Wir weisen auf den Quervergleich und die Tragweite hin. 
Mit Busse wird bestraft, wer vorsätzlich:…. 
Die Einordnung unter Busse ist unter dem Aspekt von vorsätzlich zu tief angesetzt 
und sendet ein falsches Zeichen gegenüber vorsätzlich begangenen Widerhandlun-
gen.  
Antrag 2: Wir schlagen vor diese Tatbestände im Vergleich zu SVG Art. 90 Abs. 2 
anzusiedeln.  
 
Antrag 3: Schliesslich sollte die Möglichkeit von Administrativmassnahmen zusätzlich 
aufgeführt werden. 

 
 

43.  Sind Sie mit der Ausnahmebestimmung für besondere Einzelfälle und der Bildung ei-
ner Begleitgruppe durch das ASTRA einverstanden (Art. 45)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Präzisierung in Art. 45 Abs. 2 wird begrüsst.  
 
Der Koordination zwischen dem ASTRA und den Kantonen ist ein besonderes Au-
genmerk zu schenken ist, da dies ein Erfolgsfaktor für die Umsetzung darstellt. 

 
 

 

 

 

 

 



R524-0245 
 

13/14 

 
 

2. Signalisationsverordnung vom 5. September 1979  

44.  Sind Sie mit dem Hinweissignal «Fahrzeuge mit einem Automatisierungssystem» 
und der Pflicht, dieses bei allen Zufahrten und Zugängen von Parkierungsflächen 
anzubringen, die für das automatisierte Parkieren genehmigt sind, einverstanden 
(Art. 62 Abs. 8 und Anhang 2, Signal 4.91bis)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 

3. Verordnung vom 19. Juni 1995 über die technischen Anforderungen an Stras-
senfahrzeuge  

45.  Sind Sie damit einverstanden, dass führerlose Fahrzeuge jährlich nachgeprüft 
werden müssen (Art. 33 Abs. 2 Bst. a Ziff. 5)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Nachdem genügend Erfahrungswerte gesammelt worden sind, soll die Umstellung 
der Periodizität gemäss den heute geltenden Regeln überprüft werden. 

 
  

4. Verordnung vom 27. Oktober 1976 über die Zulassung von Personen und Fahr-
zeugen zum Strassenverkehr 

46.  Sind Sie damit einverstanden, dass eine Genehmigung des Einsatzbereichs vorlie-
gen muss, damit für führerlose Fahrzeuge ein Fahrzeugausweis und Kontrollschil-
der erteilt werden können (Art. 71 Abs. 1 Bst. f)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 

47.  Sind Sie damit einverstanden, dass an der Prüfung der Basistheorie neu auch die 
Kenntnisse zu Fahrerassistenz- und Automatisierungssystemen geprüft werden 
(Anhang 11 Ziffer 1.2 Unterziffer 1.2.4)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Ausbildungen sind nicht nur anzubieten, sondern müssen auch überprüft werden 
können. Folgerichtig ist die Aufnahme in die Basistheorie. 
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48.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Bewerberinnen und Bewerber um die Kate-
gorie A und die Unterkategorie A1 an der praktischen Führerprüfung künftig die FAS 
(sofern im Prüfungsfahrzeug vorhanden) kennen und anwenden können sowie spe-
zielle Fahrmanöver gegebenenfalls unter Anwendung der FAS beherrschen müs-
sen (Anhang 12 Abschnitt III Unterabschnitt B Ziffern 1bis und 2)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Bestrebungen, dass Fahrzeuglenkende zu jederzeit das von ihnen geführte 
Fahrzeug und deren Technik beherrschen müssen wird begrüsst. Das darf aber 
nicht dazu führen, dass bei Prüfungsfahrten nur noch Fahrzeuge mit der neusten 
Technik verwendet werden müssen, weil dies im Alltag dann nicht mehr zutrifft. 

 
 

49.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Bewerberinnen und Bewerber um die Kate-
gorien B und BE sowie der Unterkategorie B1 an der praktischen Führerprüfung 
künftig die FAS und Automatisierungssysteme (sofern im Prüfungsfahrzeug vorhan-
den) kennen und anwenden können müssen sowie spezielle Fahrübungen gegebe-
nenfalls unter Anwendung der FAS und Automatisierungssysteme beherrschen 
müssen (Anhang 12 Abschnitt III Unterabschnitt D Ziffern 1bis, 2 und 3)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Siehe auch Bemerkungen zu Frage 48. 

 
 

50.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Autobahnpilot und die einzelnen FAS, die 
mindestens Gegenstand der praktischen Führerprüfung der betreffenden Katego-
rien und Unterkategorien sein müssen (sofern im Prüfungsfahrzeug vorhanden), ex-
plizit genannt werden (Anhang 12 Abschnitt III Unterabschnitt B Ziffer 1bis und Un-
terabschnitt D Ziffer 1bis)? 

 X JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
FAS wird in Art. 83 VTS anders verwendet (Fahrzeugsysteme). 
 
Siehe auch Bemerkungen zu Frage 48. 
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